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Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 935. Sitzung am 10. Juli 2015 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grandgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 3 la Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 SGB V) 

In Artikel 1 Nummer 2 ist § 31a wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind nach dem Wort „Arzt“ die Wörter „oder eine vom Versicherten gewählte 
Apotheke“ anzufügen, 
b ) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Arzt oder die Apotheke nach Absatz 1 Satz 1 haben den Medikationsplan zu aktualisie- 
ren, sobald sich die Medikation ändert und sie davon Kenntnis erlangen.“ 

Begründung: 

Den Apotheken obliegt nach § 1 Apothekengesetz die im öffentlichen Interesse gebotene Sicherstellung 
einer ordnungsgemäßen Arzneimittelversorgung der Bevölkerung. Arzneimittel dürfen berafs- oder ge- 
werbsmäßig grundsätzlich nur von Apotheken an den Endverbraucher abgegeben werden (§ 43 Arznei- 
mittelgesetz). Für das Medikationsmanagement, mit dem die gesamte Medikation des Patienten, ein- 
schließlich der Selbstmedikation, wiederholt mit den Zielen analysiert wird, die Arzneimitteltherapiesi- 
cherheit und die Therapietreue zu verbessern, indem arzneimittelbezogene Probleme erkannt und gelöst 
werden, ist ein umfassender Medikationsplan notwendige Voraussetzung. 

Die Erstellung des umfassenden Medikationsplans für Versicherte, die gleichzeitig mindestens drei ver- 
ordnete Arzneimittel anwenden, erfordert die Zusammenführung und Erfassung aller (von verschiedenen 
Ärzten verordnete und nicht verordnete) Arzneimittel. Diese Informationen liegen in der vom Versicherten 
gewählten Apotheke immer vor. 


2. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 31a Absatz 1 Satz 1 SGB V ) 

In Artikel 1 Nummer 2 ist in § 31a Absatz 1 Satz 1 der Punkt am Ende durch ein Semikolon zu ersetzen 
und folgende Wörter sind anzufügen: 

„regionale Modellvorhaben nach § 63 bleiben unberührt.“ 
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Begründung: 

Mit der Ergänzung soll erreicht werden, dass regionale Modellvorhaben für einen Medikationsplan, der 
nicht nur in Papierform erstellt und zur Verfügung gestellt wird, auch weiterhin durchgeführt werden kön- 
nen. 

Die AOK PLUS, die Kassenärztlichen Vereinigungen Sachsen und Thüringen sowie der Sächsische und 
Thüringische Apothekerverband haben am 1. April 2014 gemeinsam die Arzneimittelinitiative Sachsen- 
Thüringen (kurz: „ARMIN“) gestartet. Das Projekt wird von der AOK PLUS als Modellvorhaben nach 
§ 63 SGB V durchgeführt und soll die Qualität und die Wirtschaftlichkeit der Arzneimittelversorgung 
erhöhen und den Kampf gegen die Polymedikation unterstützen. Das Projekt hat die gleiche Zielsetzung 
wie die geplante gesetzliche Regelung im sogenannten E-Health-Gesetz. Es ist in dieser Form bundesweit 
einmalig. 

Mit dem Medikationsplan im sogenannten E-Health-Gesetz soll nun eine Maßnahme in eine gesetzliche 
Regelung überführt werden, die als Baustein (Modul III) im Projekt „ARMIN“ bereits wie folgt realisiert 
ist: 

Modul III Medikationsmanagement (voraussichtlich ab dem 2. Quartal 2015): 

Ziel: Ziele des Medikationsmanagements sind die Reduktion von Arzneimittelrisiken sowie die Steigerung 
der Arzneimitteltherapiesicherheit. Arzt und Apotheker sind in diesem Modellvorhaben gleichberechtigte 
Partner mit definierten Aufgaben und Zuständigkeiten. Die Therapieentscheidung des Arztes bleibt unan- 
getastet. Das Medikationsmanagement beinhaltet die wiederholte Analyse der Medikation, einschließlich 
der relevanten Selbstmedikation eines Versicherten. Er erhält einen zwischen den Leistungserbringern ab- 
gestimmten (= konsolidierten) Medikationsplan, der während der gesamten Teilnahme fortgeschrieben 
wird. 

Aktuelle Umsetzung: Das Modul III steht in der technischen Pilotphase. Die technischen Parameter für die 
Kommunikation zwischen Arzt und Apotheker (Medikationsserver im sicheren Netz der KVS/KV-safe- 
net) sind eingerichtet. Das Datenschutzgütesiegel steht kurz vor der Zuteilung. Danach, voraussichtlich ab 
Ende des 2. Quartals 2015, kann mit der Einschreibung der Versicherten und dem eigentlichen Medikati- 
onsmanagement (mit dem maschinellen Medikationsplan) begonnen werden. 

Die gesetzliche Regelung des sogenannten E-Health-Gesetzes würde aber auf Grund der aktuell nur gefor- 
derten Papierform einen Rückschritt im Vergleich zu dem Projekt bedeuten. 


3. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 87 Absatz 2a Satz 12 SGB V) und 
Nummer 13 (§ 29 li Überschrift und Absatz 1 Satz 1 SGB V) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 5 Buchstabe b sind in § 87 Absatz 2a Satz 12 nach dem Wort „Röntgenaufnahmen“ die 
Wörter „und Anwendungen von Telemonitoringverfahren“ einzufügen. 

b) In Nummer 1 3 ist § 29 1 i wie folgt zu ändern: 
aa) Die Überschrift ist wie folgt zu fassen: 

„§ 29 li Vereinbarung über technische Verfahren zur konsiliarischen Befundbeurteilung und 
zur Anwendung von Telemonitoringverfahren“ 

bb ) In Absatz 1 Satz 1 sind nach dem Wort „Röntgenaufnahmen“ die Wörter „und zur Anwendung 

von Telemonitoringverfahren“ einzufügen. 

Begründung: 

Der bereits bestehende Gesetzesauftrag an den Bewertungsausschuss, Beschlüsse zu telemedizinischen 
Leistungen zu fassen, wurde bisher nicht umgesetzt. Telemedizinische Leistungen haben sich in vielen 
Fällen bereits seit langem bewährt. Dies zeigt sich auch daran, dass der Deutsche Bundestag das GKV- 
Versorgungsstärkungsgesetz mit der Maßgabe beschlossen hat, dass der Gemeinsame Bundesausschuss 
bei seinen Festlegungen bezüglich der Anfordemngen an die Erbringung einer Zweitmeinung die Mög- 
lichkeit einer telemedizinischen Erbringung der Zweitmeinung zu berücksichtigen hat. Daher ist der neben 
dem weiterhin bestehenden allgemeinen Auftrag an den Bewertungsausschuss zusätzliche konkretisie- 
rende Auftrag zur Prüfüng der konsiliarischen Befundbeurteilung für radiologische Befündbeurteilungen 
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von Röntgenaufnahmen zu ergänzen. 

Als bereits weit verbreitete telemedizinische Anwendungen bestehen insbesondere Telemonitoringverfah- 
ren in verschiedenen Anwendungsbereichen. Zu nennen sind hier das Telemonitoring bei Patientinnen und 
Patienten mit Herzinsuffizienz sowie das Blutdruck-, Gerinnungs-, Herzschrittmacher- und Diabetesmo- 
nitoring. 

Telemonitoringverfahren ermöglichen in besonderem Maße, die Versorgung chronisch Kranker zu verbes- 
sern. Schon aufgrund des demographischen Wandels ist eine Zunahme von Herz-Kreislauferkrankungen 
und sonstigen chronischen Krankheiten, bei gleichzeitig ansteigenden Schwierigkeiten, medizinisches 
Fachpersonal zu finden, zu erwarten. Insbesondere im ländlichen Raum sind Verfahren des Telemonito- 
rings daher im besonderen Maße geeignet, eine gute medizinische Versorgung zu bieten. Das telemedizi- 
nische Monitoring und die Überwachung von relevanten Vitalparametern ermöglichen zum einen eine 
Verbesserung der Therapie und können zum anderen den Patienten durch die Überwachung in seinem 
wohnlichen Umfeld entlasten. Die Fassung entsprechender Beschlüsse ist daher möglichst zeitnah umzu- 
setzen. 


4. Zu Artikel 1 Nummer 9a — neu - (§ 285 Absatz 1 Nummer 7 — neu - und Nummer 8 — neu 
Absatz 2 und Absatz 3 Satz 7a - neu Satz 7b - neu - und Satz 9 - neu - SGB V ) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 9 folgende Nummer 9a einzufügen: 

,9a. § 285 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt und es werden folgende Nummern 
7 und 8 angefügt: 

„7. Vorbereitung, Vereinbarung und Durchführung von Vergütungsverträgen nach § 87a, 

8. Vorbereitung und Durchführung von Modellvorhaben, Verträgen zur besonderen Versor- 
gung (§ 140a) sowie die Abrechnung ambulanter spezialfachärztlicher Versorgung 
(§ 116b).“ 

b) In Absatz 2 wird nach der Angabe „6“ die Angabe ,„ 7 und 8“ eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 7 werden folgende Sätze eingefügt: 

„Die Kassenärztlichen Vereinigungen dürfen die nach Absatz 1 und 2 rechtmäßig erhobe- 
nen und gespeicherten Sozialdaten sowie die nach § 300 Absatz 2 Satz 3 erhobenen Daten 
jeweils auswerten und zusammenführen, soweit dies zur Erfüllung der nach Absatz 1 Num- 
mer 2, 5, 6, 7 und 8 genannten Aufgaben erforderlich ist; eine Unterstützung durch wissen- 
schaftliche Einrichtungen zur Durchführung überregionaler Vergleiche und zur Erklärung 
regionaler Besonderheiten ist zulässig. Die nach den Sätzen 2 bis 7a übermittelten Daten 
sind zu löschen, sobald sie für die genannten Zwecke nicht mehr benötigt werden.“ 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Im Übrigen gelten für die Datenerhebung und -Speicherung die Vorschriften des Ersten 
und Zehnten Buches.“ ‘ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Die Erweiterung in § 285 Absatz 1 Nummer 7 SGB V enthält ergänzend zu Nummer 2 eine Klarstellung 
hinsichtlich der Vorbereitung, Vereinbarung und Durchführung von Vergütungsvereinbarungen nach 
§ 87a SGB V mit den Landesverbänden der Krankenkassen und der Ersatzkassen. Für diese gilt eine 
gleichlautende Regelung in § 284 Absatz 1 Nummer 12 SGB V. Die Erweiterung in § 285 Absatz 1 Num- 
mer 8 SGB V enthält eine Klarstellung zur Vorbereitung und Durchführung von Modellvorhaben und 
innovativen, integrierten Versorgungsangeboten sowie ergänzender Abrechnungsmöglichkeiten durch 
Kassenärztliche Vereinigungen. Für diese gilt eine Regelung für die Krankenkassen nach § 284 Absatz 1 
Nummer 13 SGB V analog. 
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Zu Buchstabe b: 

Es handelt sich um eine Folgeänderang aufgrund der Anfügung der Nummern 7 und 8 in § 285 Absatz 1 
SGB V. 

Zu Buchstabe c: 

§ 285 Absatz 3 Satz 7a SGB V dient der Klarstellung, dass Kassenärztliche Vereinigungen die von ihnen 
erhobenen Abrechnungsdaten und die ihnen versichertenpseudonymisiert (§ 300 Absatz 2 Satz 3 und 5 
SGB V) vorliegenden Arzneimitteldaten für Zwecke der Versorgungsforschung jeweils auswerten und 
zusammenführen dürfen. Verbessert werden damit die Möglichkeiten zur Sicherstellung des Versorgungs- 
bedarfs, für überregionale Vergleiche und zur Erklärung regionaler Besonderheiten der Versorgung sowie 
zur Durchführung von innovativen und integrierten Versorgungsangeboten. 

Ebenso wie bei den Krankenkassen (vergleiche § 284 Absatz 1 Satz 5 SGB V) gelten für die Datenerhe- 
bung und -Speicherung einschließlich der Datenübermittlung an Dritte die Vorschriften des Ersten und 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. Bei der Datenübermittlung an Dritte (zum Beispiel wissenschaftliche 
Einrichtungen) ist insbesondere der Grundsatz der Erforderlichkeit und Datensparsamkeit zu beachten. 
Arztbezogene und pseudonymisierte versichertenbezogene Sozialdaten sind zu anonymisieren bezie- 
hungsweise zu löschen, sobald dies nach dem Forschungs- oder Planungszweck möglich ist. 


5. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa (§ 291 Absatz 2b Satz 9 SGB V) 

In Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa ist in § 291 Absatz 2b Satz 9 das Wort „ohne“ 
durch das Wort „mit“ zu ersetzen. 

Begründung: 

Die Ergänzung des § 291 Absatz 2b SGB V setzt der Gesellschaft für Telematik Fristen für die Durchfüh- 
rung der erforderlichen Maßnahmen, um die bundesweite Nutzung der Online -Prüfung und -Aktualisie- 
rung der Versichertenstammdaten durchführen zu können. Hierzu gehören insbesondere der Aufbau und 
Betrieb der Anteile der Telematikinfrastruktur, soweit sie für die Anwendung benötigt werden, und die 
rechtzeitige Etablierung erforderlicher Zulassungsverfahren. Der beschleunigte Aufbau der Telematikinf- 
rastruktur liegt gerade auch im Interesse der Länder, in denen unter anderem die Erprobung des Versicher- 
tenstammdatendienstes erfolgt, so dass eine mögliche Fristverlängerung nur mit Zustimmung des Bundes- 
rates ermöglicht werden sollte, um die Interessen der Länder ausreichend zu berücksichtigen. Zudem 
würde dies auch der Regelung in § 291 Absatz 2b Satz 15 SGB V entsprechen (vgl. Artikel 1 Nummer 10 
Buchstabe e Doppelbuchstabe bb), der eine Fristverlängerung zugunsten der an der vertragsärztlichen Ver- 
sorgung Teilnehmenden nur mit Zustimmung des Bundesrates ermöglicht. 


6. Zu Artikel 1 Nummer 1 1 Buchstabe bi - neu - (§ 291a Absatz la Satz 2 SGB V ) 

In Artikel 1 Nummer 1 1 ist nach Buchstabe b folgender Buchstabe bi einzufügen: 

,bi) In § 291a Absatz la Satz 2 werden nach der Angabe „Satz 1“ die Wörter „und im Rahmen der 
klinischen Krebsregistrierung nach § 65c“ eingefügt. 1 

Begründung: 

Aufgabe klinischer Krebsregister ist nach § 65c SGB V die möglichst vollständige Erfassung der Daten 
über Auftreten, Behandlung und Verlauf onkologischer Erkrankungen sowie die Auswertung und Rück- 
meldung der Prozess- und Ergebnisqualität der medizinischen Leistungen an die Leistungserbringer. Durch 
die alleinige Erfassung und Bearbeitung von Datensätzen, die auf gesetzlich Krankenversicherte zurück- 
gehen, ist diese Vollzähligkeit und Flächendeckung von Krebsregistem nicht zu erreichen. Dies wird erst 
durch die Erfassung von Datensätzen von privat Krankenversicherten und Beihilfeberechtigten erreicht. In 
gleichem Maße sind damit aber auch die finanziellen Anteile zu betrachten. Während in Bezug auf gesetz- 
lich Krankenversicherte auf die Versichertennummer zum Datenmanagement und Abrechnungswesen zu- 
rückgegriffen werden kann, fehlt ein derartiges Instrument für die Krankenversicherten in der privaten 
Krankenversicherung und die Beihilfebezieher. 

So sehen die Kriterien zur Förderung klinischer Krebsregister des GKV-Spitzenverbandes vom 20. De- 
zember 2013 die Erfassung der lebenslangen Krankenversichertennummer bei gesetzlich Versicherten mit 
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dem Hinweis „Für die nicht gesetzlich Versicherten ist ebenfalls eine eindeutige Kennzeichnung zur Zu- 
ordnung beim Kostenträger [...] vorzusehen.“ (Kriterium 1.03) vor. Im Kriterium 7.01 (Elektronisches 
Abrechnungsverfahren) wird dies ebenfalls thematisiert. 

Da diese Situation in allen Ländern gegeben ist, sollte eine bundesweit einheitliche Lösung geschaffen 
werden. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 1 1 Buchstabe gi — neu - (§ 291a Absatz 5c Satz 2a — neu — SGB V) 

In Artikel 1 Nummer 1 1 ist nach Buchstabe g folgender Buchstabe gi einzufügen: 

,gi) In Absatz 5c wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt: 

„Die Stellen nach Satz 1 Nummer 2 oder Satz 2 übermitteln der herausgebenden Stelle die für deren 
Aufgabenerfüllung erforderlichen Daten.“ ‘ 

Begründung: 

In § 291a Absatz 5c Satz 3 SGB V ist die Datenübermittlung von Stellen nach § 291a Absatz 5c Satz 1 
Nummer 2 Buchstabe a und b SGB V - gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2 — an die herausgebende 
Stelle nur für die dort beschriebenen Einzelfälle geregelt. Eine Regelung für die Übermittlung aller zur 
Ausgabe der elektronischen Heilberufs- und Berufsausweise erforderlichen Daten fehlt bislang. 


8. Zu Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe i Doppelbuchstabe bb (§ 291b Absatz 4 Satz 4 SGB V) 

In Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe j ist Doppelbuchstabe bb wie folgt zu fassen: 

,bb) Die Wörter „legt das Bundesministerium für Gesundheit ihre Inhalte im Benehmen“ werden durch 
die Wörter „so kann das Bundesministerium für Gesundheit den Inhalt der Beschlüsse im Einver- 
nehmen“ ersetzt. 1 

Begründung: 

§ 291b Absatz 4 Satz 4 SGB V ist unter anderem Rechtsgrundlage der Verordnung über Testmaßnahmen 
für die Einführung der elektronischen Gesundheitskarte. Die Verordnung regelt insbesondere die Durch- 
führung der Tests in den jeweiligen Testregionen mit den dort angesiedelten Projektbüros und betrifft daher 
auch die Länder. Da letztlich die Anwendungen der elektronischen Gesundheitskarte bundesweit zur Ver- 
fügung stehen werden, sind auch die Länder ohne Testregionen von der Verordnung tangiert. Die bisherige 
Regelung, entsprechende Rechtsverordnungen nur im Benehmen mit den Ländern zu erlassen, wird der 
Bedeutung für die Länder nicht gerecht und ist daher durch eine Einvemehmensregelung zu ersetzen. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 31a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 SGB V) 
zu a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates, den nach Artikel 1 Nummer 2 des Gesetz- 
entwurfs (zu § 3 1 a Absatz 1 Satz 1 SGB V) gegenüber an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden 
Ärzten bestehenden Anspmch der Versicherten auf Erstellung und Aushändigung eines Medikationsplans 
in Papierform auch auf eine Apotheke seiner Wahl auszuweiten, nicht zu. 

Es ist sachgerecht, einen Ansprach des Versicherten auf Erstellung und Aushändigung eines Medikations- 
plans nur gegenüber dem behandelnden Arzt vorzusehen, da diesem alle hierfür erforderlichen Informati- 
onen im Rahmen der Ausübung seiner ärztlichen Tätigkeit zur Verfügung stehen. Er ist als erster mit dem 
Patienten befasst und legt die für den Medikationsplan erforderlichen Inhalte im Rahmen seiner Therapie 
und Verordnungstätigkeit ohnehin fest. Darüber hinaus sollen sich an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmende Ärzte gemäß § 8 Absatz 4 der Arzneimittelrichtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA) vor der Verordnung eines Arzneimittels über die bisherige Medikation der oder des Versicherten 
informieren. 

Zu b) 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Bundesrat darin überein, dass auch Apotheker verpflichtet werden 
sollten, den Medikationsplan zu aktualisieren. Die Forderung des Bundesrates wird jedoch nur dahinge- 
hend unterstützt, dass der Apotheker im Rahmen der Arzneimittelabgabe verpflichtet werden soll, auf 
Wunsch der Versicherten den Medikationsplan bei einer Änderung der Medikation zu aktualisieren. 


2. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 31a Absatz 1 Satz 1 SGB V) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesrates, in § 3 la SGB V eine Ausnahme für regionale 
Modellvorhaben nach § 63 SGB V vorzusehen. Zwar ist eine entsprechende Ergänzung nicht zwingend 
erforderlich, da die Teilnahmemöglichkeit an Modellprojekten und der Anspruch auf einen Medikations- 
plan nach § 3 la SGB V nebeneinander bestehen. Eine gesetzliche Klarstellung wird dennoch befürwortet, 
um Rechtsunsicherheit zu vermeiden. 


3. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 87 Absatz 2a Satz 12 SGB V) und Nummer 13 (§ 29 li Über- 
schrift und Absatz 1 Satz 1 SGB V ) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag und die Folgeregelung ab, den an den Bewertungsausschuss 
gerichteten Prüfauftrag zur telemedizinischen Erbringung konsiliarischer Befundbeurteilungen von Rönt- 
genaufnahmen generell auf Telemonitoringverfahren auszuweiten. 

Unter dem Begriff Telemonitoringverfahren werden ganz verschiedene Leistungen zusammengefasst. Es 
hängt von der jeweiligen konkreten Ausgestaltung ab, ob die konkrete Leistung in den Zuständigkeitsbe- 
reich des Bewertungsausschusses fällt. Im Einzelfall könnte es sich auch um neue Leistungen handeln, die 
zunächst in den Zuständigkeitsbereich des G-BA fallen. 

Die Bundesregierung hält die vorgeschlagene Erweiterung insbesondere deshalb nicht für zielführend, da 
diese nicht spezifisch genug formuliert ist. In der Folge wäre vor allem unklar, wann und in welchem 
Umfang die im Gesetzentwurf enthaltene Sanktion tatsächlich greift. Die Selbstverwaltung hat einen all- 
gemeinen Prüfauftrag zur Aufnahme telemedizinischer Leistungen. Derzeit berät der erweiterte Bewer- 
tungsausschuss über die telemedizinische Funktionsanalyse u. a. bei implantierten Kardiovertern bzw. De- 
fibrillatoren. Darin enthalten sind Aspekte eines Telemonitorings. Die Beratungen sollen bis Ende dieses 
Jahres abgeschlossen werden. Vor diesem Hintergrund sollte das Ergebnis dieser Beratungen abgewartet 
werden. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 9a — neu -(§ 285 Absatz 1 Nummer 7 - neu - und Nummer 8 - neu — , 

Absatz 2 und Absatz 3 Satz 7a - neu Satz 7b - neu - und Satz 9 - neu - SGB V ) 

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene Ergänzung des § 285 Absatz 3 SGB V, die die Erweiterung 
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der Verarbeitungs- und Nutzungsbefugnisse für personenbezogene Daten bei den Kassenärztlichen Verei- 
nigungen vorsieht, bezüglich einer eindeutigen materiell-rechtlichen Zuweisung der Aufgabe Versor- 
gungsforschung an die Kassenärztlichen Vereinigungen sowie ggf. erforderlicher datenschutzrechtlicher 
Begleitregelungen prüfen. Im Übrigen lehnt die Bundesregierung die Vorschläge zur Erweiterung der Be- 
fugnisse der Kassenärztlichen Vereinigungen zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezoge- 
ner Daten sowie den Vorschlag der Einführung einer neuen Nummer 8 in § 285 Absatz 1 SGB V hinsicht- 
lich der Vorbereitung und Durchführung der ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung, von Modell- 
vorhaben und Verträgen zur besonderen Versorgung (§ 140a SGB V) ab. 

Zu den Buchstaben a und b (Folgeändemng zu Buchstabe a) 

Die vorgeschlagene Einführung einer neuen Nummer 7 in § 285 Absatz 1 SGB V stellt eine bereits unter 
die bestehende Nummer 2 („Sicherstellung und Vergütung der vertragsärztlichen Versorgung“) subsu- 
mierbare Kompetenz dar. Im Hinblick auf mögliche Fehlinterpretationen in Bezug auf andere unter Num- 
mer 2 fallende Sachverhalte, die nicht explizit erwähnt werden, kann die Ändemng nicht befürwortet wer- 
den. 

Mit der Abrechnung von Leistungen der ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung kann der Leistungs- 
erbringer die Kassenärztlichen Vereinigungen beauftragen (§ 116b Absatz 6 Satz 1 zweiter Halbsatz 
SGB V). Die Beauftragungsmöglichkeit umfasst damit i. V. m. § 295 Absatz lb und 2a SGB V auch die 
Übertragung der Befugnis zur Verarbeitung personenbezogener Daten der Ärzte. Es handelt sich nicht um 
eine Aufgabe i. S. von § 285 SGB V. Insoweit ist die Ergänzung durch die vorgeschlagene neue Nummer 8 
nicht erforderlich. 

Anders als bei den übrigen in § 285 Absatz 1 SGB V genannten Tatbeständen handeln die Kassenärztlichen 
Vereinigungen bei Verträgen nach § 140a SGB V seit Inkrafttreten des GKV-VSG nicht im Rahmen ihrer 
hoheitlichen Aufgaben zur Sicherstellung der Versorgung, sondern sie können bei entsprechendem Bedarf 
von Vertragsärzten beauftragt werden, bestimmte Aufgaben wahrzunehmen. Insofern liegt keine Ver- 
gleichbarkeit mit den Regelungen für die Krankenkassen vor (§ 284 Absatz 1 Nummer 13 SGB V). Kran- 
kenkassen haben die unbeschränkte Befugnis zum Abschluss solcher Verträge und damit eine weiterge- 
hende Befugnis als Kassenärztliche Vereinigungen. Daher kann auch insoweit die vorgeschlagene Einfüh- 
rung einer neuen Nummer 8 in § 285 Absatz 1 Satz 1 SGB V nicht befürwortet werden. 

Zu Buchstabe c) 

Die vorgeschlagene Erweiterung der Verarbeitungs- und Nutzungsbefugnisse in § 285 Absatz 3 SGB V 
wird damit begründet, dass die Kassenärztlichen Vereinigungen diese Erweiterung für Zwecke der Ver- 
sorgungsforschung benötigten. Vor der Schaffung einer isolierten, umfassenden Befugnis für die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung sensibler Sozialdaten für Zwecke der 
Versorgungsforschung in § 285 SGB V ist gmndsätzlich im Rahmen eines späteren Gesetzgebungsverfah- 
rens zu klären, ob und inwieweit den Kassenärztlichen Vereinigungen die Aufgaben der Versorgungsfor- 
schung materiell-rechtlich eindeutig zugewiesen werden sollen. 


5. Zu Artikel 1 Nummer 1 0 Buchstabe e Doppelbuchstabe aa (§ 29 1 Absatz 2b Satz 9 SGB V ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates nicht zu, für die Rechtsverordnung zur Ver- 
längerung der der Gesellschaft für Telematik nach § 291 Absatz 2b Satz 6 SGB V gesetzten Frist die 
Zustimmung des Bundesrates vorzusehen. Anders als die Verordnung zur Verlängerung der Frist für die 
Ärzte, Einrichtungen und Zahnärzte nach § 291 Absatz 2b Satz 15 SGB V, auf die in dem Vorschlag des 
Bundesrates Bezug genommen wird, sind von dieser Verordnung zur Fristverlängemng die Länder nicht 
betroffen. 


6. Zu Artikel 1 Nummer 1 1 Buchstabe bl — neu — (§ 291a Absatz la Satz 2 SGB V) 

Die Bundesregierang wird das Anliegen des Bundesrates, die Nutzung der Krankenversichertennummer 
durch Unternehmen der privaten Krankenversicherung im Rahmen der klinischen Krebsregistrierang zur 
Verbesserung des Datenmanagements und der Abrechnung der Förderpauschalen, fachlich und im Hin- 
blick auf den ausreichenden Schutz der Daten der privat Krankenversicherten prüfen. 
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7. Zu Artikel 1 Nummer 11 Buchstabe gi — neu — (§ 291aAbsatz5c Satz 2a — neu — SGB V) 

Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des Bundesrates zu. Es ist sachgerecht, dass die Stellen, die 
die Heilberufsausweise herausgeben, nicht nur die berufsbezogenen Informationen erhalten, die eine Sper- 
rung des Heilberufsausweises nach sich ziehen. Darüber hinaus benötigen sie auch diejenigen berufsbezo- 
genen Informationen, die für die Ausgabe von Heilberufsausweisen erforderlich sind. Denn nur, wenn eine 
entsprechende berufsrechtliche Befugnis vorliegt, darf ein Heilberufsausweis ausgestellt werden. Daher ist 
eine Verpflichtung der Stellen, die die berufsbezogenen Daten bestätigen, zur Übermittlung der entspre- 
chenden Informationen an die Stellen, die die Heilberufsausweise herausgeben, sinnvoll. 


8. Zu Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe i Doppelbuchstabe bb (§ 291b Absatz 4 Satz 4 SGB V) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Die Verordnungsermächtigung in § 291b 
Absatz 4 Satz 4 SGB V bezieht sich ausschließlich auf die Ersetzung von Beschlüssen der Gesellschaft für 
Telematik. Die Länder sind davon nicht betroffen. Die Länder haben auch keinen direkten Einfluss auf die 
Entscheidungen der Gesellschaft für Telematik, die durch die Rechtsverordnung ersetzt werden können. 
Die bereits bestehende gesetzliche Regelung zur Herstellung des Benehmens beim Erlass der Rechtsver- 
ordnung nach § 291b Absatz 4 Satz 4 SGB V stellt sicher, dass den Ländern Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben wird. 
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